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'Die Revision der Klägerin gegen das Teilurteil des
‚Landessozialgerichts Nordrhein— Westfalen

vom & Fe—

‚:bruar 1958 .wird zurückgewiesen‚ ‘

iAußergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens
V

sind nicht zu erstatten„‚_ ‘ "
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G r ü n d e__——-—————————

Die 38teiligten streiten darüber, ob die bei der beigele—
.denen W

.
Te GmbH (im folgenden “%

1GmbH"genannt) beschäftigten Beigeladeneh B:;é und Lc:;t
Mitglieder-der klagenden Betriebskrankenkasse (BKK) sind
oder Ob Sie der örtlich zuständigen Allgemeinen Ortskran—
kcnkasse(■ok)für den Kreis AJ , der Beklagten, angehören
G68Chäft3führer der T! anH sind-seit dem Jahre 4950

.G. : undN; van Deäé:=rUndseit 1956auchH ' _
E‘ van D£é£:;n.Alle drei Geschäftsführer sind die

_.Gesellschafter der offenen Handelsgesellschaft G van
D=%5=ä=&00 (im folgenden OHGgenannt)9 die im Jahre 4887
die klagende BKKerrichtet hate Seit 1954 gehören die Ge—
SChäftsanteile der T GmbHzum größten Teil der OHGo

Ein kleiner Rest ist 1956auf die beidenGeschäftsführer
G. und N? van D=%£==.übergegangen°

Der Betrieb
der T1 GmbH liegt in einem etwa hundert“

‚Meter VODder Betriebsstätte der OHGentfernten Gebäude—

komplex, in dem auch der Betrieb der W; Gz

V‘ GmbH(im folgenden "G GmbH"genannt) unter—
gebracht ist, die_beide zusammen als "Werk 2" bezeichnet

werdeno Im Betrieb der T« GmbH werden GeWebe für den

Betrieb der OHGgefärbt und alsdann bei dieser gelagerto

Die T< GmbHwird nur für die OHGtätig, die früher
{ihre Färbereiaufträge an fremde Unternehmen vergab Die
%T GmbHhat eine eigene Rechnungsführung und Buchhal«
tung, im übrigen arbeitet sie kaufmännisch und technisch
nach AHWGiSUngen der OHG° Ihre Aufwendungen für Löhne und

&aßßialverSltherungsbe1trage stellt sie der OHGals Teil
é3

PT9iSGS für die von ihr ausgeführten Färbunge arbeiten

in RechnunesDie Gewinnehat die OHGder r GmbHin
.Vollem Umfang belassen, um dadurch steuerliche Vorteile
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zu erzielen„ Bei zeitweiliger Zahlungsunfähigkeit der Textil

GmbH hat ihr die OHG die Lohnaufwendungen kreditiert° Die

Arbeitskräfte der beiden Gesellschaften werden gelegentlich

auch im anderen Betrieb beschäftigt und bei Arbeitsmangel,

.um Entlassungen zu vermeiden, nach Möglichkeit im anderen

eBetrieb eingestellte Die Transportmittel der Gesellschaften
werden gegenseitig in Anspruch genommen° Nach den Feststel—

lungen des Landessozialgerichts (LSG) ist die Belegschaft

lder T. Gmbl "in die soziale Betreuung des Gesamtunter—

_nehmens einbezogen"o Ein schriftlicher Vertrag über die Zu-

sammenarbeit der beiden Firmen besteht nichto '

_Im Jahre 4939 wurden nach den Angaben der Klägerin die ver—

sicherten Arbeitnehmer der T4 GmbH und der G, GmbH
,

_„_ wahrscheinlich durch Entscheidung der Aufsichtsbehörde —
auf die beklagte Ortskrankenkasse überführto (Vorgänge dar-

über werden beim Versicherungsamt in Ahaus und beim Sozial—

gericht _SG_ in Münster, das die Akten des früheren Oberver—

sicherungsamts —OVAéin Münster übernommen hat, nicht mehr

aufbewahrt ) Im Jahre 1950 wurden die Versicherten der T

,
GmbHund der Garn GmbHwieder bei der Klägerin (BKK) ver—

'sichcrt° In einem Rechtsstreit zwischen der AOK und der BKK
entschied jedoch das Versicherungsamt des Landkreises Ahaus

*am 400 August 4955, daß die krankenversicherungspflichtigen

.seieno Die Beschwerde der jetzigen Klägerin (BKK) hiergegen

wurde durch Entscheidung des OVA in Münster vom 260 November

1955 zurückgewieseno_ '

(Im August 1954 erhob die Klägerin (BKK) beim SG Münster Klage

mit dem Antrag festzustellen, daß die in den Betrieben der;

Garn GmbHund der Tr GmbHbeschäftigten Versicherung„-

pflichtigen der Klägerin als Mitglieder angehören° Sie macht
geltend, die im Werk 2 zusammengefaßten Fabriken seien un—

'selbständige Betriebsteile der 0HG° Schon im Jahre’ %0 habe
_

die beklagte AOK den Arbeitnehmern des Werkes 2 Krankenscheine

-4-
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verweigerte Die enge wirtschaftliche9 technische und orgahi—‘

'satorische Verflechtung der OHG mit dem Werk 2 sei entschei:

dend dafür, daß die Betriebsteile der drei Gesellschaften

einen einheitlichen Betrieb bildeten, und dies sei maßgebend
füf die Zugehörigkeit Zu "einer einzigen" Betriebskranken—

.
kasse° Für die Zugehörigkeit zu einer BKK müsse auch dann.

ein einheitlicher Arbeitgeber angenommen werden‚ wenn der
Inhaber eines Stamhbetriebes über den Inhaber eines anderen

_Betriebes wirtschaftlich völlig herrsche‚ z B durch den Be—

_

sitz aller Geschaltsantelleo Dies fordere die neuere
arbéits=

Dund Wiru50haftsrechtliche Entwicklung„» Die vom SG beigelee
‘dene T GmbHund die ebenfalls beigeladene G GmbH

schlossen sich dem Vertrag und Antrag der Klägerin ano Die

beklagte AOK beantragte, die Klage abzuweisen„ '

‚Mit Urteil vom220März4955wies das se die Klageeb‚ und
* zwar bezüglich der Beschäftigten der r< GmbHals unbe;

gründet und bezüglich der Beschäftigten der G GmbHals
un2ulässig‚ weil das OVA bereits rechtskräftigiüber die

Kessenzugehörigkeit dieser Beschäftigten entschieden habe;

"DieBKKléetéBerufungein‚ dersichdie T‘ GmbHanschloßl
VBeide Berufun%sklägerinnen begehrten nur die Aufhebung des«

SG—Urteils‚soweit die Kläge
- hinsiChtlich der Arbeitnehmer

der T GmbH
— als unbegründet abgewiesen wurde; soweit

das Urteil des SG die Arbeitnehmer der G: GmbH betraf‚ Wur«

‘de es nicht angefochteno Die Berufungsklägerinnen‘beantragten
■$SSDZUStGllGH‚ daß die im Betrieb der T« GmbH beschäftige
Ftbn Krankenversicherungspflichtigen Arbeitnehmer bei der‘
Klä8érin versichert sind° D »

Dié ÖHGsoWie der Betriebsratsvorsitzende der T« GmbH
3132 und SGin Stellvertreter L::::, die vom Berufungsgericht

beigeleden wurden, schlossen sich dem Antrag der Berufunge—‚
klägér ano Die beklagte AOK beantragte Zurückweisung der ‘

Be1ufungenav_

, —5_
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Das LSG wies die Berufung — unter Zulassung der Revision —
>

„
gmit Teilurteil vom 110 März 1958 insoweit zurück, als mit der. 7

Klage die Feststellung begehrt werde, daß die bei der Textil ‚\

._GmbH beschäftigten beigeladenen Bora-und Lära#'bei der Klä—
f‘gerin (BKK) und nicht bei der Beklagten (AOK) versichert seieno

Das Gericht habe deswegen ein Teilurteil erlassen, weil an sich

die Beiladung aller versicherungspflichtigen Betriebsangehöri—

£ gen der Textil GmbHnotwendig, aus prozeßwirtschaftlichen Grün—
_den aber die Beiladung auf zwei Beschäftigte — nämlich t;;4

und L=1;= — beschränkt werden seio Soweit die Kassenzugehörig—

keit der beiden Beigeladenén im Streit ist, sei dieser Teil

des Klageanspruchs zur Entscheidung reifo Das Rechtsschutzbe_

'dürfnis für die Feststellungsklage werde insbeSondére nicht
durch eine im Jahre 1959 vom OVA getroffene Entscheidung aus—
geschlossen, denn inzwischen hätten sich die für die Kassen-
zuständigkeit erheblichen tatsächlichen und rechtlichen Ver; _Ä”

hältnisse der Textil GmbH wesentlich geänderte — Die Beigela—

denen Pütz-und L==fä seien nach % 234'Abso 4 Satz 1 der Reichs—

versichcrungsordnung (EVO) bei der beklagten AOK und nicht nach

5 245 Abs„ } RVObei der klagenden BKK versichert, Die Auffas—

sung, daß die Mitgliedschaft bei einer BKK in erster Linie und

„
wesentlich durch die Zugehörigkeit zu einem einheitlichen Be—

_trieb bestimmt werde, finde im Gesetz keine Stützeo Zudem sei
_‘

es nach den tatsächlichen Feststellungen schon fraglich, ob die

Produktionsstätten der OHG und der Textil GmbH einen einheit-
. lichen Betrieb im Rechtssinnebildeteno Darauf komme es indessen

nicht an, denn nur ein Arbeitgeber könne eine BKK oder eine ge—
meinsame BKK für seinen oder seine Betriebe errichten° Bei Ab—

wägung aller in Betracht kommenden Umstände könne nicht fest—

gestellt werden, daß die OHG Arbeitgeberin der Beschäftigten
der Textil Gmbh seio Gemeinsame Arbeitgeber der Beschäftigten

beider Gesellschaften seien auch nicht die gesohäftsführenden

Gesellschafter der OHG,die gleichzeitig Geschäftsführer der
VTextil GmbHseien, Die OHGkönne auch nicht deshalb-als Arbeit—

geber-der Beigeladenen Bork und Lange angesehen werden, weil
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dieSe etwa in einem mittelbaren Beschäftigungsverhältnis

zu der OHG stünden, denn die OHG habe gegenüber den Ange—

hörigen der TK ' GmbHkein Weisungsrecht und die Te
GmbHkönne als GmbH nicht Mittelsperson in einem mittel— ‘
baren Beschäftigungsverhältnis sein; die OHG zahle auch

nicht an die T GmbH die von dieser aufgewandtén Löhne

und SozialVersicherungsbeiträge‚ diese würden vielmehr
—

anders als bei einem mittelbaren Beschäftigungsverhältnis
—

.
zwischen den beiden Firmen über den Preis verrechnet9und

die Gesemtvergütung der OHG an die T GmbH bringe die—
.ser einen eigenen Gewinn; bei einem mittelbaren Beschäfti-

gungsverhältnis dürften jedoch der Mittelsperson nur die
Aufwendungen für Lohn und Sozialversicherun€sbeiträge

er—

stattet werdeno_lmübrigen behandeledie OHGdie Textil
GmbH, abgesehen von dem Streit über die Kassenzugehörig—
keit, auf allen Gebieten

—
insbesondere im Steuer— und

Arbeitsrecht - als rechtlich und Wirtschaftlich selbständi—

ges
Unternehmen; sie zahle keine Löhne an die Arbeitnehmer

der Textil GmbH°

Die BKK le$team'ö’l° Mai 1958 gegen dieses Urteil Revision

mit dem Antrag ein, das Teilurteil des LSG aufzuheben und-

festzustellen, daß die bei der T
‚

GmbH beschäftigten

Arbeitnehmer Bork und Lange bei der Klägerin und nicht bei

der Beklagten versichert sind° '

@\Die Revisionsklägerin rügt in verfahrensrechtlicher Hin;
£}sicht die unterlassene Beiladung der übrigen versicherungse
57■flichtigen Arbeitnehmer der T GmbHo Da diese an dem

; streitigen Rechtsverhältnis derart beteiligt seien9 daß '
die‚Entscheidung ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen}
könne, stelle die Unterlassüng der notwendigen Béiledüng‘

(5‘75.Abso 2 SGG) einen wesentlichen Verfahrensmangel dar°

Materielli=echtlich rügt sie, Verletzung des 5 245 RVOOIm . .vorliegendeanall sei_die "Einheit des Arbeitgebers" gege—

._—7—
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ben, so daß die BKK auch für die versicherungspflichtigen Arbeit—
nehmer der Ti GmbH zuständig sei„ ' “>' ' ' '

Die beigeladene Textil GmbH schließt sich dem Antrag der Klägerin

ano

Dl€ LCA.LCLE‚UU A.Ul\ uccxu.u.1.aöu uu...’uunvvc.n.ouug uc.L' .L\CVJ.Ö.LU.LLo

'.II„„

Die form— und fristgerecht eingelegte Revision ist nicht be-‘„
gründet()

Die Zulässigkeit der Feststellungsklage ergibt sich entgegen

der Ansicht des LSG zwar nicht aus 5 258 Abs„ 4 RVGiaVomo den
Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)° Das BeSchluß—
Verfahren nach 5 258 Abs() 4 BVD ist nach 5 245 Abso 4 Satz 4
SGG mit Wirkung vom 4„ Jrnuar 4954 weggei‘alleno An die Stelle

dieses besonderen Verfahrens zur Entscheidung eines Streits_

zwischen Krankenkassen über die kassenmäßige Zugehörigkeit von
Betrieben oder Betriebsteilen sind die im SGG geregelten Fest—

Astcllungsverfahren getreten (% 245 Abs° 4 Satz 2 SGG)()Besteht

' nunmehr zwischen Krankenkassen Streit über die Zugehörigkeit

von Versicherungspflichtigen zu der einen oder anderen Kasse,

‘ so haben die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit im Rahmen einer

Feststellungsklage (% 55 SGG) darüber zu entscheiden, welcher

Kasse die betreffenden Versicherungspflichtigen als Mitglieder

angehören° Es kann dahinstehen, ob es sich im vorliegenden Streit

umeine Feststellungsklagenach@55Abs,1 nr, 2 see(Zuständig—
keitsklage) oder um eine Klage nach 5 55 Abso 4—Nro 4 SGG (Fest—

stellung eines Rechtsverhältnisses) handelte Wenn man annimmt,

daß 5 55_Abs° 4 Nr° 2 SGGnur solche Klagen betrifft, in denen
nicht die Feststellung der Zuständigkeit eines bestimmten Ver—

sicherungsträgers begehrt, sondern ganz allgemein beantragt wird,

das Gericht möge aus allen in Betracht kommenden Versicherungs—

trägern den zuständigen bestimmen (so BSG in SozR SGG % 55 Bla Da 4’

„: ‘-8—
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»
Nrei26), dann ist die Festetellungsklage der BKK jedenfalls

nach % 55 Abs° 1 Nro 1 SGGzulässig° Daß nicht die Fest—
’étellung eines Rechtsverhältnisses zwischen der Klägerin

und der Beklagten, sondern Zwischen der Klägerin und den‘
Beigeladenen Bork und Lange begehrt wird, ist für die Zu—

‘ lässigkeit der Feststellungsklage unerheblich° Es genügt,
daß das Bestehen oder Nichtbestehen des Rechtsverhältnisses

zu den beigeladenen "Dritten" den Reohtsbereich der Klage—

rin oder der Beklagten berührt (vgl° RGZ 170, 558, 574;

BSG45, 448, 426 und das dort angeführte Schrifttum) und
daß die Klägerin gegenüber der Beklagten ein berechtigtes

Interesse an der baldigen Feststellung des Bestehens Oder
Nichthestehens des Rechtsverhältnisses zu den "Dritten"

‘(Beigeladenen) hat° Das trifft hier zug

‘ Die Rügeder Revision, das LSGhabe @75 Abs° 2 see ver—
letzt; weil es nicht alle versicherungspflichtigen Arbeit—

nehmer der T1 —GmbHbeigeladen habe’ ist nicht begründete

_
Zwar kann eine Entscheidung über die Kassenzugehörigkeit

der Versicherungspflichtigen der T« GmbH(soweit sie‘

nicht bei einer.Ersatzkasse versichert sind? vglo @@547 ff

RVG)nur einheitlich ergehen (% 75 Abso‘2 see); Die Unter—
lassung einer notwendigen‘Beiladung stellt auch einen — der
Rüée bedürftigen -

wesentlichen Mangel des Verfahrens der

(BSG 4, 158)° Der gerügte Verfahrensmangel liegt hier aber
nicht vor; weil das LSG seine Entscheidung auf die Feststel—

lung der Kassenzugehörigkeit der Beigeladenen B und"

_L
‚

beschränkt hate Der_Erlaß eines Teilurteils war zu—
‚lässig (@304 der Zivilprozeßordnung _zeo- i„V„mo @202 see;
BSG ?, 5), denn die EntScheidung des LSG betrifft einen
quantitativ individualisierten Teil des von der klagenden

BKK geltend gemachten Anspruchs auf Feststellung, daß allev

im Betrieb der Textil GmbH beschäftigten krankenversiche—

rungspflichtigen Personen bei der Klägerin versichert sind°

..9-

„
_'‚;$„$'J'„ ‘ n
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Auch der Sache nach ist die Revision nicht begründet, weil die
Beigeladenen B—“-« und LE$5$-nicht zum Mitgliederkreis der kla—

genden BKK zählen0 Nur die Arbeitnehmer desjenigen Betriebes,
’für den eine BKK errichtet ist, können dieser Kasse als Mit—

glieder angehören (% 245 Abs, 5 RVO)„ Die klagende BKK ist
jedoch nicht für den Betrieb der T4 GmbH errichtet, in dem

die Beigeladenen £F?=-und L&if? als Arbeitnehmer der T '
GmbH beschäftigt sind, Der Mitgliederkreis,?‚für den eine BKK

errichtet ist, kann allerdings dadurch erweitert werden, daß

ein bisher selbständiger Betrieb einem Stammbetrieb — bei dem

die BKK besteht — angegliedert und damit zum unselbständigen
.Betriebsteil wird, In diesem Falle gehören die Versicherungs—

pflichtigen des angegliederten Betriebes der BKK an, weil für

_einen Teil des Betriebes eine BKK nicht bestehen kann (BVA GB
2802 AN 1924, 145), Eine solche Angliederung des Betriebes der
Textil GmbH an den Betrieb der OHG, für den die BKK errichtet„

ist, liegt Jedoch nicht vor, weil es an einem einheitlichen

_Arbeitgcbcr fehlto

Nach 5 245 Abso 1 Satz 1 RVOkann ein Arbeitgeber für einen”
Betrieb, in dem er eine bestimmte Mindestzahl von Versicherungs—

pflichtigen beschäftigt, eine BKK oder nach 5 245 Abso 1 Satz 2
RVO für mehrere Betriebe, in denen 93 insgesamt eine bestimmte

■indestzahl Versicherungspflichtiger beschäftigt, eine gemein—

same BKK errichteno Daraus ergibt sich, daß immer
nur ein Arbeit—K

geber für die von ihm versicherungspflichtig Beschäftigten eine

BKK oder eine gemeinsame BKK errichten kann0 Mitglieder einer

BKK oder einer gemeinsamen BKK können also grundsätzlich nur
Arbeitnehmer desselben Arbeitgebers sein; sind Sie alle in einem

Betracht, gehören sie dagegen zwei oder mehreren Betrieoen des-

selben Arbeitgebers an, so kann entweder für den einzelnen Be—

trieb je eine oder für mehrere Betriebe eine gemeinsame BKK be—
steheno Dieser schon in_dem klaren Wortlaut des 5 245 RVG zum

Ausdruck kommende Grundsatz der Einheit destrbeitgebers wird

—40—5
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bestätigt durch andere Vorschriften des Gesetzes: So können

nach 5 270 RVO nur mehrere BKKen "desselben Arbeitgebers“

vereinigt werden; nach @272 RVGkann eine BKK auf Antrag

°"des Arbeitgebers" aufgelöst werden, und sie wird nach
5 275 Abs° 1 Nro 2 BVG geschlossen, wenn"der Arbeitgeber"'
nicht für ordnungsmäßige Kassen- und Rechnungsführung sorgt;

"der Arbeitgeber" bestellt nach 5 562 Abso 4 RVObei der
BKK die für die Geschäfte erforderlichen Personen, und er

hat nach % 590 RVOder BKK unter bestimmten Voraussetzun—

gen Beihilfe aus eigenenMitteln zu leisten; schließlich
gehört nach 5 2 Absa 2 Selbstverw,Geso "der Arbeitgeber"

‚neben den Vertretern der Versicherten den Organen der BKK

an (vgle ferner RVG @@274 Nre 2, 295, 296 Abso 2, 578)o
Eine Au$nahmeregelung enthält 5 298 Abso 4 Nr() 5 EVO, wonach

der Grundsatz der Einheit des Arbeitgebers nieht gilt, wenn

von mehreren Betrieben eines Arbeitgebers, für die eine ge—_
meinsame BKK besteht, einer_in anderen Besitz übergeht und

keiner der beiden Arbeitgeber das Ausscheiden des veräußer—

‘ten Betriebs aus der gemeinsamenBKKbeantragt° Eine weitere
Ausnahme ist in $ 255 Absa 2 BVD vorgesehen, dessen Weiter—[

geltung umstritten ist (vglo Maunz/Bchraft, Das Selbstverr

waltungerecht, Teil D ID Ergo SelbstverwoRecht; RVG —25

Buch/Kv_sl°4 R)° Danachkonnteeine BKK,die naehfrüherem
Recht gemeinsam für die Betriebe mehrerer Arbeitgeber be—

stand, unter denselben Voraussetzungen auch nach neuem
.

Recht zugelassen werden, Diese Ausnahmevorschriften betref—

fen nur seltene Sonderfälle und können auf Fälle der vor—
liegenden Art weder unmittelbar noch entsprechend angewandt

werden° ‘

Bei der Entscheidung des Rechtsstreits ist vielmehr v0n dem

Grundsatz des 5 245 Abs° 4 RVG auszugehen, daß nur ein‘
Arbeitgeber eine oder eine gemeinsame BKK erriéhten kann
und daß daher nur für die Arbeitnehmer eines (deSselben)

___——

Arbeitgebers eine BKK oder eine gemeinsame BKK bestehen

_qq_
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kann, Es ist daher nach der eindeutigen gesetzlichen Regelung
nicht zulässig, daß zwei oder mehrere Arbeitgeber — mit zwei

oder mehreren Betrieben — eine BKK oder eine gemeinsame BKK

errichten, —mögen ihre Betriebe auch noch so eng zusammen—
arbeiten()

Dem für die Errichtung von BKKen geltenden Grundsatz der-Ein—
heit des Arbeitgebers entspricht der Grundsatz der Einheit des

Betriebes; in diesem Sinne wird die Vorschrift_des 5 245 Abs° 4

gaveergänztdurch%245Abs, 5-RV0,wonachin die BKKalle "im
“Betriebe" beschäftigten Versicherungspflichtigen gehören, Sofern

es sich nicht um eine gemeinsame BKK für mehrere Betriebe des—
selben Arbeitgebers handelt, setzt also die Mitgliedschaft bei

der BKK die Zugehörigkeit zu dem einen Betrieb voraus, für den
die BKK errichtetisto Unter Betrieb ist dabei in Übereinstim—

mung mit dem arbeitsrechtlichen Begriff (so zutreffend Bischoff,

Die Betriebskrankenkasse, 4954 So 298, 507) die Organisatorische

Einheit (zusammenfassung) von Arbeitsmitteln anzusehen, mit de—
uren Hilfe jemand allein oder — wie hier — mit seinen Mitarbeitern
„einen bestimmten arbeitstechnischen Zwedk fortgesetzt verfolgt

(vgl BAG in "Arbeitsrechtliche Praxis" —AP—Nr() 4 zu € 88 BetrVG;
Néumanh—Duesberg, Betriebsverfassungsrecht, S0 454 und das dort

angeführte Schrifttum)o Das Bindeglied, durch das die Arbeitnehmer

in den Betrieb eingefügt sind, ist das Beschäftigungsverhältnis

(Arbeitsverhältnis) zu dem Arbeitgeber des Betriebeso Es ist daher

eine sinnvolle, mit dem Begriff des Betriebes und der rechtlichen

Stellung des Arbeitgebers im Betrieb übereinstimmende Regelung,

daß der BKK diejenigen Arbeitnehmer angehören, die in einem ver—

‘sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis Zu dem Arbeitgeber

‘stehen, für dessen Betrieb die BKK errichtet ist, Da die Einheit

des Betriebes entscheidend durch die Einheit des Arbeitgebers be—

stimmt wird (RAG in Arbeitsrechtsslg —ABS - Bd 52 S0 469, 475;
Dietz, Kommentar zum BVerfG, % 4 Anmo 50), so können Arbeitnehmer,

die in Beschäftigungsverhältnissen zu verschiedenen Arbeitgebern

stehen —abgesehen von den oben angeführten Ausnahmen nach.@ä 255
Abs() 2, 298 Abso 4 Nr, 5 BVG —, nicht derselben BKK angehöreno Die

,-42—
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versicherungspflichtigen Arbeitnehmer der T. 'GmbH

könnten daher nur dann bei der klagenden BKK versichert

seinD wennsie zu der OHG,für die die BKKerrichtet ist?
in einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält—

nis ständéno Daran fehlt es jedocho

Arbeitgeber der Beigeladenen B:;ä und Lesäs ist nicht die
OHG, sondern die Textil GmbH(} Dafür spricht schon? daß sie

_von der Textil GmbH eingestellt sind und entlohnt werden;,

auch di9_Tatsache‚ daß B::: und L=::: Betriebsratshitglie—

der des Betriebes der T‘ GmbH sind? zeigt? daß sie
°_ nicht Arbeitnehmer eines anderen Betriebes, nämlich des

”Betriebes der OHG,sind, für den ein eigener Betriebsrat
besteht° Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat:] vermag
die enge wirtschaftliche‚ technische und organisatorische ‘

Verbindung zwiSchen der OHG und-der T GmbH diese
'„uicht zu einem neuen einheitli0hen Arbeitgeber zusammen—

zufaseen‚ da eine Rechtsgemeinschaft, wie sie etwa durch

die Gründung einer Gesellschaft herbeigeführt werden
' könnte (vgl.° Neumann—DuesbergaaO 80 164 ff), hier niCht‘
'besteht, auch von keinem Beteiligten behauptet worden ist°

'Da das Sozialversicherungerecht die Versicherungspflicht

—abgesehen von einigen Gruppen von Selbständigen —
gründ—

sätzlich vom Bestehen einer abhängigen Beschäftigung? doh°

\eines Arbeitsverhältnisses, abhängig gemacht hat und somit

auf die zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern bestehen—_
den Rechtsbeziehungen abstellt° ist es gerechtfertigt, den

Begriff des Arbeitgebers grundsätzlich in dem gleichen r

“ Sinne wie im Arbeitsrecht zu verstehen() Danach ist Arbeit—
geber9 wer einen anderen als Arbeitnehmer beschäftigt

(Hueck/Nipperdey aa0Bdo I 80 77)‚ in dessen Diensten also

der Arbeitnehmersteht (Nikisch, Arbeitsrecht BaoI‚ 5„
Aufl; S0 142) und dem daher, wie es das BVA ausgedrückt

_hat, die Verfügungsgewalt_über den Arbeitnehmer züstehta

lfür dessen ReChnung der lohn gezahlt Wird und dem der
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Wirtschaftliche Ertrag der Arbeit zugute kommt (EuM Bdo 25, 94)°
Die "Verfügungegewglt", d.,io das Direktionsre0ht‚ kann aller—

dings immer nur von einer natürlichen Person ausgeübt werden°
Ist daher der Betriebsinhaber eine juristische Person, so
stehen Arbeitgeberfunktionen personaler Art, insbesondere das

Direktionsrecht, nicht der juristischen Person als solcher,
sondern etwa dem Vorstand oder dem GesChäftsführer zu„ Diese

werden dann vielfach im Hinblick auf die ihnen im Betriebe zu—

kommende "oberste Befehlsgewalt" als "konkrete Arbeitgeber" im
Gegensatz zum "abstrakten Arbeitgeber", der juristischen Per- ‘

_
son, bezeichnet (Vglo Titze, Das Recht des kaufmännischen Per— di

sonals, so 5 ff; RAG in Arbeitsrechtsslgo — ARS — Bd° 15, 550;

Hueck in Hueck/Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts Bd° I 8078;

Nikisch, Arbeitsrecht‚ Erster Band, 50 Auflo So 115)° Als solche

"konkreten Arbeitgeber" sind im Streitfall die Geschäftsführer

der Textil GmbH anzusehen, die mit den Gesellschaftern der OHG
_

personengleich sind; die Arbeitnehmer der Textil GmbH und der

OHG haben also in diesem Sinne dieselben "konkreten" Arbeitgeé

ber°

'Es bedarf indessen keines näheren Eingehens hierauf, weil dem

Sozialvorsicherungsrecht der funktionelle Arbeitgeberbegriff

(Nikisch aaO) des "könkreten Arbeitgebers" jedenfalls im Bereich

der juristischen Personen und der Gesellschaften fremd ist() Daß

unter Arbeitgeber im Sinne der RVO bei juristischen Personen und

bei Gesellschaften nicht der persönliche Träger des Direktione-

rechts, sondern derjenige zu
verstehen ist? dem der An8pruch auf

die Arbeitsleistung zusteht, der den Lohn schuldet und dem der
wirtschaftliche Ertrag der Arbeitsleistung zukommt, ergibt sich

_
insbesondere daraus, daß bei versicherungspflichtigeh Arbeitneh-

mern "der Arbeitgeber" die Beiträge zur Sozialversicherung zu
zahlen hat (5 595 BVD) und dabei den Arbeitnehmeranteil vom Lohn

in Abzug bringen darf (5 594 RVG); Lohnzahluhgs— und Beitrags—

_pflicht trifft aber unbestritten die juristische'Person als solchea

Arbeitgeber im Sinne des Krankenversicherungsrechts ist also im

_44_
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‚Zweifel_derjenige, der den Löhn schuldete— Daß nicht der

"konkrete Arbeitgeber" in dem dargelegten Sinne (Geschäfts—
führer) Arbeitgeber i„So des KrankenVersicherungsrechts ist,

,
folgt im übrigen auch aus % 556 RVOO Danach gelten die Strafe

vorschriften der 55 529 bis 555 RVO bei Verletzung der Ar—
beitgeberpflichteh, wenn eine juristische Person Arbeitgeber‘

ist, für die Mitglieder .des Vorstandes und für die Geschäfts—
führer, wenn eine andere Handelsgesellschaft Arbeitgeber ist,

für alle persönlich haftenden Gesellschafter, soweit sie

nicht von der Vertretung ausgeschlossen sind‘) Würde die RVG

‘ldiese gesetzlichen Vertreter im Recht der Krankenversichéruhg

.ohnehin als Arbeitgeber ansehen, so wäre 5 536 EVO überflüs—
‘sigo- In diesem Zusammenhang ist ferner zu berücksichtigen,

‚ daß nach 5 590 EVO der Arbeitgeber aus eigenen Mitteln die

' erforderlichen Beihilfen zu leisten hat, wenn bei einer BKK -
5;der Beitragshöchstsatz die Regelleistungen nicht deckto Es

kann nicht zweifelhaft sein, daß diese.Nachschußpflicht nicht
„den-"konkreten Irinzipal", also den "Träger der Befehlsgewalt
“trifft, sondern allein den Träger des Anspruchs auf Arbeits—

leistung, der auch den Arbeitnehmern gegenüber zur Lohnzah+

flung verpflichtet isto Bei einer GmbH — wie hier — sind dem—

.nach nieht die Geschäftsführer Arbeitgeber im Sinne von $ 245
Abs° 1 BVG, sondern Arbeitgeber ist allein die juristische

Persono„ ' ‘

Danach besteht keine Einheit des Arbeitgebers und damit auch

kein einheitligher Betrieb, wenn zwei rechtlich getrennte;

juristische Personen oder Gesellschaften — auch wenn die eine

‚“sämtliche Geschäftsanteile der anderen besitzt — wirtschaft—\

lich auf das engste zusammenarbeiten (so auch Brackmann,

.
Handbuch der Sozialversicherung Bd„ 2 SO 550 b; Maunz/Schraft

.aaÖ Teil C GSV % 14 Bl" 5; Peters, Handbuch der Krankenver—
sicherung @245 Anm 2 b; Schmahl, WzS 4960, 295; aA Bischoi‘f

‚BKK4951,5p„297; Alexander,BKK4962Nr, 7 Sp„ 513), Zwar
hat das EVA in einer Entscheidung vom 27° Juni 4954 (EuM sd„d

55 5° 572) ausgeführt, eine Einheit des Arbeitgebers im Sinne
_./].5—..1‘.‘„m‚1
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des 5 245 RVO könne unter Umständen auch dann gegeben sein„ wennv
mehrere Unternehmer sich zu einer Gesellschaft des bürgerlichen

V}Rechts‘im Sinne der 55 705 ff des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)

' vereinigena Es sei nicht unerläßlich, daß diese Organisation

„Rechtsfähigkeit nach bürgerlichen oder Handelsrecht besitze° Aus,

1;dieser Entscheidung wird gefolgert, das RVA habe anerkannt, daß

;
der Zusammenschluß mehrerer Gesellschaften

zu einer Dachgesell—

schaft (Heidin%%eeellschaft) als "ein" Arbeitgeber im Sinne des

';5 245 EVO anzusehen sei (so Alexander aaO.Sp‚ 546)„ Es bedarf
ihier keiner näheren Erörterung, in welchen Fällen bei einem —
rechtlichen

- Zusammenschluß mehrerer juristischer Personen oder'

vmehrerer Gesellschaften zu einer Gesellschaft ein neuer Betrieb ‚.

mit einem einheitlichen Arbeitgeber entsteht‚ denn nach den Fest—
stellungen des LSG haben sich die OHGund_die T GmbH nicht

‚zu einer Gesellschaft zusammengeschlosserio Allein die organisae

torische und wirtschaftliche Verflechtung sowie die Personen— "

gieichhcit der Gesellschafter und Geschäftsführer mehrerer selb—

.ständiger Gesellschaften können aber ohne rechtlichen Zusammen—

‘_schluß weder eine Einheit des Arbeitgebers noch eine betriebliche

”Einheit herbeii‘ühren° Dagegen spricht vor allem die für das Orga—
nisationereeht der Versicherungeträger schwer tragbare Rechtsun—y

sicherheit, die die Beurteilung solcher organisatorischer und

wirtschaftlicher Verflechtungen mit sich bringen würde; das gilt

um so mehr, als diese nicht selten Veränderungen unterworfen

sind, während die Zuständigkeit der Krankenkassen Beständigkeit

erforderto So hat auch das BVA in der grundsätzlichen Entscheidung

‚Nr„ 5697 (AN 4950 S 168) und in einer späteren Entscheidung (EuM

Bd° 59 SO 422) ausdrücklich betont, daß die Frage‚ ob "Einheit

des Arbeitgebers" ioso des 5 245 Abso 4 BVD vorliegt, ausschließ—
““lich nach rechtlichen Gesichtspunkten

zu beurteilen isto— Mit

Recht hat das LSG auch darauf hingewiesen, daß die Firma Gerrit

van Delden (OHG) die Textilfaser GmbHaußer in der Frage der'
‘»Kassenzuständigkeit auf allen Gebieten als rechtlich selbstän—

dige Unternehmerin behandelt und daß die wirtschaftl iche und
‚

—personelle Einflu?nahme der OHG auf die Tr GmbH nicht aus-
? reicht, für einen Teil des Sozialvereicherungsrechts, nämlich

„46„
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die Zuständigkeit einer BKK, die Rechtslage
abweichend

von der

sonstigen rechtlichen Gestaltung
zu beurteilen; ohne Beschäf—

tigungsverhältnis zur Trägerin der BKK als gleichzeitiger

Arbeitgeberin könne eine-Mitgliedschaft bei der BKK nicht be—

gründet werdeno‚ P " . \ '

Für die Auffassung, daß die Einheit des Arbeitgebers nur nach
rechtlichen Gesichtspunkten zu beurteilen ist, spricht auch

5 242 Abso 2 des Regierungsentwurfs eines Gesetzes zur Neu-
regelung des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung'
(Bundesratsdrucksache 542/62) Hiernach soll das Bundesver—

sicherungsamt die Errichtung einer BKK für mehrere
Arbeitgeber

zulassen können‚ wenn die Betriebe organisatorisch und Wirt—

schaftlich eine Einheit bilden° Diese "Kahn"—Vorschrift läßt
erkennen, daß die geplante Neuregelung den Grundsatz der recht.
lichen Einheit des Arbeitgebers auch bei engster wirtschaft—
licher Verflechtung anerkennt und nur in Einzelfällen Ausnah—

Hmendavon zulas$en Willa

Der
Senat

hat - in Übereinstimmung mit dem LSG — auch noch

geprüft, ob etwa die Beschäftigten der GmbH zu der OHG die

Trägerin der BKK ist, in einem mittelbaren Beschäftigungs—
verhältnis stehen und aus diesem Grunde bei der BKK ver—

sichért sind; Nachder‘RechtsprechungdesBVAliegt ein ‘,
mittelbares Beschäftigungsverhältnis_vör5 wenn ein Arbeit—
nehmer—von einem Mittelsmann‚ der selbst Arbeitnehmer eines
Dritten 1st, besChäftigt wird, wobei die Arbeit mit WisSen »

des Dritten für diesen unmittelbar geleistet wird (GB 1742,

11798‚ AN.1945‚ 605„ 841; GE 4040, AN 1954‚ 482; BSG 8, 278‚
3285; Anleitung des BVA über den Kreis aaa versicherter Per—‘

@onen, ergänzt von Kreil, Nr() 44; Brackmann aaO Bd° 2 S 308g;

Peters aaO % 165 Anmo 9 a0— Nikisch aaO So 252 ff fordert

rauch für das Arbeit3recht unter_Hinweis auf die Entwicklung_
fim]SoZialversicherungsrecht, daß die Mittelsperson "im Be—

trieb des Unternehmers‚angestelltb also Arbeitnehmer ist")o

Von einem mittelbaren Beschäftigungsverhältnis kann hier aber

schon deswegen keine Rede sein, weil die GmbH.als juri3tische

(
V

‚
“77T“
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PerSon nieht in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis zur
“OHG steht; sie kann insbesondere nicht dem Direktiohsrecht eines

Arbeitgebers unterworfen sein, das.seiner RechtSnatur nach nur

_gegenüber einer natürlichen Person begründet wird() Es bedarf da—
her keiner Entscheidung, ob ein mittelbares Beschäftigung3ver-

1 hältnis zum Träger einer BKK_ die Mitgliedschaft der Beschäftig—

ten bei dieser Kasse begründen würdeoy

Ds die Beigeladenen B??? und L=?■J—sbmit nicht zum Mitglieder—
_’krois der klagenden BKK gehören, sondern nach 5 254 Abs() 4 EVO

bei der beklagten AOK versichert sind, war die Revision zurück—
_zuwéiscno

‘„bic Kostenentsdheidungberuhtauf 5 495SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

